
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 20.05.2025 
Fachbereich: Allg. Finanzen 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 049/2025/0064 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Stadtrat Oppenheim 20.08.2025 11 Öff.    

 
    

 
Beschluss über die Beauftraung eriner Rechtsberatung zur Unterstüzung der Neuausschrei-
bung der Konzessionsverträge Strom und Gas 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Kanzlei BBH zur Betreuung der Ausschreibung und Neuvergabe der Konzes-
sionsverträge Strom und Gas zu beauftragen.  
 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 11110-562530 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 28.732,75 € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Schaad)  (Braun)  (Name)  (Groth) 
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Sachbearbeiter/in  Fachbereichslei-
ter/in 

 Beigeordnete/r  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Der aktuelle Konzessionsvertrag Strom der Stadt Oppenheim läuft zum 31.12.2026 aus.  
Der aktuelle Konzessionsvertrag Gas der Stadt Oppenheim läuft zum 31.12.2027 aus.  
 
Aufgrund der hohen rechtlichen Komplexität und um mögliche Anfechtungen zu verhindern ist die 
Unterstützung durch eine Kanzlei erforderlich.  
 
Die Kanzlei BBH, Herr Tischler, hat die Kommunen in der VG schon bei den letzten Konzessionsaus-
schreibungen 2021 unterstütz.  
Die Konzessionsausschreibung für die Stadt sollen kostensparend gemeinsam mit den Ausschreibun-
gen der Stadt Nierstein und der Ortsgemeinde Mommenheim durchgeführt werden.  
Die Kosten werden später nach einem Verteilungsschlüssel gerecht auf die Kommunen aufgeteilt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt der Stadt das Angebot anzunehmen.  
 
 
 
  
 
 


